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1. Selbst-Sein im Widerstand

Fragt man nach der Möglichkeit einer unmittelbar-eigen-
ständigen, vor-positiven Begründung des Rechts der Men-
schen, einer Begründung also, die nicht an historisch vor-
gegebene und zufällige Fakten wie Rechtsgebräuche oder
zeitlich-willkürliche Festlegung anknüpft, stößt man un-
weigerlich auf das Widerstandsrecht. Denn das Wider-
standsrecht ist ein Recht, das dem Menschen gegen die je
vorfindliche äußere Herrschaftsordnung zustehen soll. Es
legitimiert ihn gegen deren Vormachtstellung und die
scheinbare Selbstverständlichkeit der überkommenen Ver-
hältnisse dazu, seinen ursprünglichen, unveräußerlichen
und unverletzlichen Achtungsanspruch, den Anspruch auf
angemessene Entfaltung seines Subsistenz- und Entfal-
tungsinteresses notfalls mit Gewalt durchzusetzen, wenn
dieser fundamental missachtet wird und andere Abhilfe
nicht in Sicht ist.1

Seine Überzeugungskraft schöpft ein solches Wider-
standsrecht aus dem Umstand, dass die mit ihm prokla-
mierte Befugnis der unbedingten Entgegensetzung, weil
sie dem Menschen das Selbst-Sein auch unter widrigen
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Umständen garantiert, existenziell schlechterdings unver-
zichtbar ist. Von daher versteht sich, warum zeitgleich
mit der Einsicht der Moderne, dass der Staat seinen End-
zweck und damit seine Legitimation allein in der Gewähr-
leistung der „natürlichen“ Freiheit und Gleichheit der
Menschen finde, auch das gegen Fehlentwicklungen staat-
licher Gewaltausübung (Unterdrückung) gerichtete Recht
auf Widerstand in den Blick geriet und als natürliches und
unabdingbares Menschenrecht anerkannt wurde (vgl. Art.
2 der französischen Erklärung der Rechte des Menschen
und Bürgers von 1789). Die Geschichte belegt denn auch
die unbestreitbare Bedeutung einer solchen Option der Ent-
gegensetzung. Mitunter stellt dabei der Akt des Wider-
stands seine Berechtigung durch eine gelungene Umgestal-
tung und Neuordnung der politisch-sozialen Verhältnisse
historisch unter Beweis (die Loslösung der amerikanischen
Kolonien vom englischen Mutterland; die französische Re-
volution).2 Aber selbst wenn er an den tatsächlichen
Machtverhältnissen scheitert (wie in Deutschland unter
dem Nationalsozialismus), behauptet er doch die Existenz
einer anderen, eigentlichen Wahrheit und ermöglicht und
rechtfertigt so den Glauben der Nachwelt an ein höheres
Prinzip menschlichen Daseins und Wirkens.3 Darum ver-
wundert es nicht, dass man das Widerstandsrecht zwar als
„äußerstes Schutzmittel“, aber gleichwohl doch „echtes“
Grundrecht bezeichnet hat.4

2. Die Tragik vorpositiver Rechtsbegründung aus dem
Recht des Menschen

Aber, und das schränkt die Tragfähigkeit des Gedankens
deutlich ein: Eine Ordnung positiven Rechts kann, wie
Kant gezeigt hat, niemals aus der alle institutionelle Regel-
haftigkeit schlechthin vernichtenden Negativität des Wi-
derstandsrechts begründet werden. Dem vorstaatlichen
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Anspruch des Menschen auf eine äußere Ordnung, die als
gerecht gelten kann, muss, so berechtigt dieser Anspruch
im übrigen sein mag, im Konfliktfall die unvermittelte
Geltung und Durchsetzung versagt bleiben. Sonst würde,
mangels einer höchstrangigen Instanz letztverbindlicher
Entscheidung, Ordnungsbildung überhaupt unmöglich.
Ohne eine solche Ordnung aber, die das Verhältnis der Ein-
zelnen untereinander und jedes Einzelnen zum Ganzen des
Gemeinwesens verbindlich regelt, herrscht das Recht des
Stärkeren. Darum besteht zwar nach modernem Verständ-
nis ein ursprüngliches Recht jedes einzelnen Menschen auf
Freiheit und Gleichheit. Gleichzeitig wird, um eine de-
struktive Verabsolutierung partikularen Vorteilsstrebens
zu vermeiden, der vor-positive Rechtsanspruch, wie die
menschenrechtlichen Grundformeln des allgemeinen Frei-
heitsrechts bestätigen (Art. 4 und auch Art. 5 der französi-
schen Erklärung der Rechte des Menschen und Bürgers von
1789; vgl. auch Art. 2 Abs. 1 GG), von vornherein unter die
formale Bedingung eines allgemein gesetzgebenden Wil-
lens gestellt, der verbindlich festlegt, in welchen Grenzen
das Einzelinteresse anerkannt sein soll.

Infolgedessen müssen sich, auch nach Rechtsgrundsät-
zen betrachtet, die historisch vorhandenen, formal verfah-
rensmäßig dazu autorisierten Institutionen mit ihrer ge-
genüber jedermann verbindlichen Bestimmung des
Allgemeinen zunächst durchsetzen, selbst wo sie nach hö-
herem Maßstab in der Sache nicht das Richtige treffen mö-
gen.5 Übrig bleibt vom hehren Anspruch des Widerstands-
rechts einerseits das „Recht“ zum passiven Widerstand,
das Recht also, sich moralisch unvertretbaren Befehlen
ohne wenn und aber zu verweigern – freilich unter Inkauf-
nahme aller Sanktionen solchen Rechtsbruchs.6 Der
Wunsch nach positiver, verantwortlicher Gestaltung der
gesamten Lebensumstände, auch der politischen Verhält-
nisse, ist dagegen auf das Feld der Reformen verwiesen
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und erfüllt sich fürs erste allein im Bewusstsein der Refor-
mierbarkeit selbst fundamental ungerechter politischer
Systeme.7

Weil auf diese Weise aber weder die Unrichtigkeit einzel-
ner Entscheidungen des politischen Apparats noch die Un-
gerechtigkeit des Gesamtsystems vermieden wird, mündet
eine Rechtsbegründung, die einerseits vom Individuum
und seiner Subjektivität her konstruiert ist und andererseits
doch objektiv verbindliche Verhaltensregeln rechtfertigen
soll, in ein unaufhebbares, für den Einzelnen im Ernstfall
tragisches Dilemma: Denn es mag ihm, als moralisch ver-
antwortlichem Subjekt, ein Verhalten unbedingt zwingend –
von seinem Gewissen – geboten erscheinen. Liegt in diesem
Verhalten ein Rechtsbruch, so kann er gleichwohl auf recht-
liche Anerkennung hier und jetzt, unter dieser Rechtsord-
nung niemals hoffen. Seine Prinzipienfestigkeit, die ihn
vielleicht vor einem Forum höherer Gerechtigkeit auszeich-
net, bewahrt ihn nicht vor nachteiligen Folgen seines
Normverstoßes, deren Unabwendbarkeit er zwar allenfalls
erkennen, deren sachliche Richtigkeit und damit Geltung
ihm gegenüber er jedoch nicht anerkennen kann. Zu Recht
hat also Radbruch betont, die restlose Geltung allen positi-
ven Rechts sei jedem Einzelnen gegenüber nicht zu erwei-
sen. Eben aus diesem Grunde, weil es für ihn keine Lösung
gebe, sei der Fall des „Überzeugungsverbrechers“ ein „wahr-
haft tragischer Fall“.8

3. Die Notwendigkeit menschenrechtlicher Begründung
des positiven Rechts

Dieser innere Widerspruch einer jeden vom ursprüng-
lichen, vor-positiven Rechtsanspruch des menschlichen In-
dividuums ausgehenden Rechtsbegründung legt es nahe,
zur Vermeidung tragischer Situationen von der potentiell
divergierenden Position individueller Subjektivität bei der
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Rechtsbegründung ganz abzusehen – mag sie auf dem Ge-
biet der Moral auch allgemein anerkannt sein und ihr gutes
Recht geltend machen. Entkleidet man darum, wie dies
Hans Kelsen in seiner „Reinen Rechtslehre“ unternom-
men hat,9 die Rechtsbegründung ihres Bezugs zum vor-po-
sitiven Rechtsanspruch des menschlichen Individuums,
das seine Subjektivität im Recht, durch das Recht und als
Recht anerkannt wissen will und das andererseits zugleich
Adressat der allgemein verbindlichen Rechtsnormen sein
soll, so tritt stattdessen in der Konsequenz allerdings ein
anderes Dilemma ein: Die Rechtsordnung weiß nichts
(mehr) von der möglichen Legitimität ihres Anspruchs auf
Befolgung durch die Normadressaten. Denn dazu würde die
Vorstellung der Verpflichtungsfähigkeit des Menschen ge-
hören; das ist nicht etwa die Vorstellung einer endlichen
Zahl inhaltlich feststehender, im einzelnen vorgegebener
Pflichten, wohl aber von Pflichten überhaupt, die der
Mensch im Grundsatz als solche erkennen und anerken-
nen kann, weil er nicht schon durch seine Natur zu einem
bestimmten Verhalten genötigt ist. Ohne diese Vorstellung
kann die Rechtsordnung letztlich keinen anderen Grund
ihrer Verbindlichkeit angeben als bloß den äußeren Zwang.
Nicht die Freiheit macht nämlich dann die Zurechnung –
anders als z. B. beim Tier – möglich, sondern umgekehrt
kann der Mensch als frei nur gelten, weil ihm zugerechnet
wird: „Der Mensch ist frei, weil und sofern Lohn, Buße
oder Strafe als Folge einem bestimmten Verhalten als ihrer
Bedingung zugerechnet werden … Der Mensch ist frei, weil
dieses sein Verhalten ein Endpunkt der Zurechnung ist“.10

Damit fehlt es aber an positiven Orientierungspunkten
einer möglichen Rechtsordnung, die man nicht missen
mag, auch wenn ein unmittelbar durchzusetzender Rechts-
anspruch, ein rechtlich einklagbarer Erfolg mit dieser Ori-
entierung unzweifelhaft nicht garantiert ist. Wenn und
weil die Organisation des Gemeinwesens nach allgemei-
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nen (Rechts-)Grundsätzen überall eine Aufgabe steter Re-
formen bleibt,11 kann aber auf solche Orientierung nicht
verzichtet werden. Denn diese Reformtätigkeit muss, um
ihren Namen zu verdienen, eine Richtung erhalten und
d. h. heute: Sie muss die in der Moderne anerkannte
Grundbestimmung des Menschen, seine Freiheit und
Gleichheit zum festen Maßstab haben. So ist zu verstehen,
dass Kant den kategorischen Imperativ keineswegs allein
als Prinzip der Sittlichkeit und des moralischen Handelns
jedes Einzelnen einführt,12 vielmehr mit Blick auf den
Staat auch davon spricht, dass „uns die Vernunft durch ei-
nen kategorischen Imperativ“ gebiete, nach dem „Zustand
der größten Übereinstimmung der Verfassung mit Rechts-
prinzipien (zu streben)“.13

Als solche richtungweisenden Rechtsprinzipien hat nun
die Moderne von Anfang an die Menschenrechte angese-
hen.14 Nicht allerdings das rein negative Widerstandsrecht,
wohl aber diejenigen Menschenrechte, die die freie Subjek-
tivität des Menschen (als Menschen) als seine Grund-
bestimmung aufnehmen und inhaltlich näher konkretisie-
ren.15 Wie das Widerstandsrecht sehen sie als „angeborene“
Rechte des Menschen einerseits von allem Zufälligen der
Herkunft, des sozialen Standes, des Geschlechts oder auch
der je verschiedenen individuellen Begabung und Befähi-
gung bewusst ab. Stattdessen machen sie die Freiheit des
Menschen als Menschen, seine (abstrakte) Gleichheit zum
voraussetzungslosen, unhinterfragbaren und unhintergeh-
baren Ausgangs- und Bezugspunkt. Sie taugen auf der ande-
ren Seite aber auch zur positiven Neuorientierung der
Staatsorganisation, weil sie die vorausgesetzte freie Subjek-
tivität des Menschen anerkennen und dadurch dem ver-
fassten Staatswesen deren gesetzmäßig-institutionelle
Realisierung als Endzweck aufgeben.

14

Christoph Enders



II. Moralität als Voraussetzung „angeborener“ Menschen-
rechte und Relativität der Menschenrechtsbegründung

1. Voraussetzungslosigkeit der Menschenrechte?

Sehr schnell zeigt sich aber bei näherem Hinsehen, dass die
Menschenrechte in ihrer Begründung weniger vorausset-
zungslos sind als es zunächst den Anschein hat. Sie heißen
allerdings „angeborene Menschenrechte“, weil sie jedem
Menschen als Menschen voraussetzungslos zustehen,
d. h.: allein durch seine Geburt (vgl. Art. 1 der französi-
schen Erklärung der Rechte des Menschen und Bürgers
von 1789: „Die Menschen werden frei und gleich an Rech-
ten geboren und bleiben es …“; ebenso Art. 1 der Allgemei-
nen Erklärung der Menschenrechte von 1948), nicht als
von ihm erst in der einen oder anderen Weise zu erwer-
bende Rechte.16 Mit dem Bekenntnis zu „angeborenen
Menschenrechten“ wurde so in der politischen Philosophie
und revolutionären Praxis der bewährte Rechtstitel „wohl-
erworbener Rechte“ als alleinige oder auch nur vorrangig
maßgebliche Basis der Herrschafts- und Gesellschaftsord-
nung verabschiedet.

Die Menschenrechte werden aber auch deshalb „ange-
borene“ Rechte genannt, weil sie gerade auf die Moralität
des Menschen rekurrieren, damit auf die Handlungsorien-
tierung, die mit dem Umstand seiner Geburt und von die-
sem Zeitpunkt an seinen lebensweltlichen Horizont
bestimmt.17 Denn die von den Menschenrechten voraus-
gesetzte und rechtlich anerkannte (gleiche) Freiheit des
Menschen ist als seine Eigenschaft allein durch den prakti-
schen Vernunftgebrauch gewiss, in dem er zwischen gut
und böse, zwischen moralisch richtigem und falschem Ver-
halten differenziert und darin sich (innerlich) als freie Ursa-
che (selbstgesetzgebend, autonom)18 inmitten der Kausal-
zusammenhänge der Naturbedingungen und gegenüber
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fremden Zwecksetzungen erfährt. Obwohl doch selbst bloß
Geschöpf und Erzeugnis, setzt er sich im Bewusstsein sei-
ner Moralität, d. h. der jederzeitigen Möglichkeit der mora-
lischen Entscheidung als frei,19 keinen ihm vorgegebenen
Zustand als alternativlos endgültig hinnehmen zu müssen.
In jeder und von jeder Lebenssituation eines jeden einzel-
nen Menschen lässt sich zum Beleg seiner Freiheit in prak-
tischer Hinsicht sagen, dass entgegen selbst starken, ver-
meintlich übermächtigen Zwängen die Handlungsoption
eines widerständigen, des moralisch gebotenen Verhaltens
besteht oder bestanden hätte.20

2. Moralität und Rechtssubjektivität des Menschen

Auf diese Voraussetzung einer in der Moralität sich erwei-
senden, freien geistigen Subjektivität des Menschen kann
zwar die Rechtsordnung des modernen Staates auf den ers-
ten Blick durchaus gebaut, aus ihr gewissermaßen konstru-
iert werden. Allerdings nicht in der Weise, dass der Staat
vom Einzelnen Moralität einfordern und somit von ihm
verlangen könnte, er müsse sich bestimmte, ihm äußerlich
(im Interesse Dritter oder der Allgemeinheit) vorgegebene,
fremde Zwecke auch innerlich vorsetzen und sie um ihrer
selbst willen verfolgen.21 Auf die Gesinnung, sagt deshalb
Hegel, können sich die Staatsgesetze „nicht erstrecken
wollen, denn im Moralischen bin ich für mich selbst, und
die Gewalt hat hier keinen Sinn“.22 Auf die Subjektivität
und damit Moralität des Menschen bauen, heißt daher ak-
zeptieren, dass ein „striktes Recht … nur das völlig äuße-
re“ genannt werden kann (Kant),23 das also eine Vorherr-
schaft über die innere Zwecksetzung des Menschen nicht
anstrebt, nicht zur Begründung von Rechtspflichten auf
seine Moralität zuzugreifen sucht. Paternalismus ist einem
solchen, sein Recht aus der Subjektivität des Menschen ab-
leitenden Staat ebenso wesensfremd, wie jeder Versuch,
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den Einzelnen mit der inneren Selbstbestimmtheit seines
Ich zwangsweise in unauflöslichen Widerspruch zu setzen
(kein Zwang zur Aussage gegen sich selbst; Folterverbot)24.

Davon, dass der Mensch moralisches Subjekt ist, also der
Verpflichtung aus Freiheit überhaupt und grundsätzlich zu-
gänglich, darf und muss dieser Staat aber auch für seine und
in seiner Rechtsordnung ausgehen. Denn in Absehung von
seiner Moralität könnte der Mensch nicht als im praktischen
Vernunftgebrauch freies, folglich der Zurechnung fähiges
und für seine Taten verantwortliches Subjekt, kurz: als Per-
son vorgestellt werden. Das allgemeine Wissen um diese
Moralität ist also die ideelle Basis der Rechtsfähigkeit des
Menschen als Person25, seiner Eigenschaft, Träger von Rech-
ten und auch Pflichten zu sein.26 Sie aber bildet den unver-
rückbaren Grundstein einer jeden Rechtsordnung, die sich
der freien Subjektivität des Menschen verpflichtet weiß und
der es folglich – über die konstruktiv wichtige Zurechnung
von Handlungen als Taten hinaus – auf die Möglichkeit der
Zustimmung jedes Einzelnen27 ankommen muss, der seinen
Achtungsanspruch im Grundsatz gewahrt wissen will. Die
vorrangig wichtige und folgenreichste Bedeutung der revolu-
tionären Menschenrechtserklärungen ist darum, dass sie den
Menschen in Konkretisierung des von ihnen vorausgesetz-
ten vorstaatlichen „Rechts auf Rechte“28 gerade als Träger
von Rechten (und wechselseitigen Pflichten, vgl. auch Prä-
ambel und Art. 4 und 5 der französischen Erklärung der
Rechte des Menschen und Bürgers von 1789) in seinem Ver-
hältnis zum Staat anerkannt haben.29 Der staatlich verfasste
Zustand ist demgemäß vorrangig als Rechtsverhältnis (nicht
mehr bloß Gewaltverhältnis) zu verstehen und in einer
Weise zu organisieren, dass die Subjektivität des Menschen
rechtlich zur Entfaltung gelangt. Die gleiche rechtliche und
d. h. vor allem: gesetzmäßige Freiheit aller wird zum maß-
gebenden Konstruktionsprinzip der äußeren Ordnung des
ganzen Gemeinwesens.
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Namentlich die Zivilrechtskodifikationen sind diesem
programmatischen Bekenntnis zur Rechtssubjektivität des
Menschen bald gefolgt (und nicht nur dort, wo man revolu-
tionär Menschenrechte proklamierte): Vom französischen
Code Civil wurde der Mensch als Person deklariert, die –
so ein deutscher Kommentar aus dem Jahre 1810 – „für
sich Inhaber von Rechtsverhältnissen sein kann“.30 Dem
deutschen BGB aus dem Jahre 1900 ist der Gedanke bereits
selbstverständlich. Unter der Überschrift „Natürliche Per-
sonen“ geht § 1 BGB ohne weiteres von der Rechtsfähig-
keit des Menschen aus und bestimmt lediglich ganz tech-
nisch deren Beginn: „Die Rechtsfähigkeit des Menschen
beginnt mit der Vollendung der Geburt“. Noch in dieser
technischen Bestimmung lebt aber die Einsicht in die Her-
kunft der Rechtssubjektivität des Menschen aus seiner
Moralität fort, die allein es ihm erlaubt, das in seinem Ur-
sprung fremdverantwortete Dasein und seine immer schon
vorgefundenen Bedingungen als selbstbestimmt zu verste-
hen und in Würde zu bewältigen.

3. Relativität der Menschenrechtsbegründung

Wie gewiss ist aber die Moralität des Menschen, auf die mit
der Rechtssubjektivität auch die Rechtsordnung des mo-
dernen Staates sich gründet? Kant hat die moralische Nöti-
gung, in der dann auch die Freiheit des Menschen in prak-
tischer Hinsicht, seine freie Subjektivität, sich offenbart
(ohne freilich erklärt werden zu können), zwar als Faktum
der Vernunft beschrieben.31 Er wollte sie damit aber als Ge-
genstand einer (ausschließlich) inneren Erfahrung kenn-
zeichnen, der individuellen Erfahrung nämlich, „dass
keine Idee das menschliche Gemüt mehr erhebt und bis
zur Begeisterung belebt, als eben die von einer die Pflicht
über alles verehrenden, mit zahllosen Übeln des Lebens
und selbst den verführerischsten Anlockungen desselben
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ringenden, und dennoch … sie besiegenden, reinen mora-
lischen Gesinnung …“.32 Erkenntnisgrund der freien Sub-
jektivität (nicht ihr Seinsgrund)33, auf der das Recht des
Menschen fußt, ist darum das moralische Gefühl.34

Dieses moralische Gefühl mag dem Einzelnen immer
wieder sichere Orientierung bieten – wie denn auch das
Bundesverfassungsgericht das Gewissen einmal als „real er-
fahrbares seelisches Phänomen“ bezeichnet hat.35 Aufs
Ganze gesehen und geschichtlich betrachtet ist aber die Mo-
ralität des Subjekts36 alles andere als eine verlässliche Tatsa-
che. Sie kann folglich keineswegs immer und überall selbst-
verständlich vorausgesetzt werden, um dann auf solcher
Begründungsbasis etwa allgemeinverbindliche Grundsätze
menschengerechter Gesellschafts- und Herrschaftsordnung
zu konstruieren. Vielerlei Faktoren, sozio-kulturelle Prä-
gung, historisch-politische Umstände, entscheiden, ob an
einem bestimmten Ort, in einer konkreten Situation der
Glaube an die freie Geistigkeit des Subjekts lebendig ist,37

der wiederum die maßgebliche Voraussetzung dafür bildet,
dass das Prinzip freier (geistiger) Subjektivität, ohne das
auch Menschenrechte substanzlos blieben, als Grundlage
legitimer weltlicher Ordnung erkannt und anerkannt ist.38

III. Die Konsequenzen: Kontingenz des Glaubens und
verpflichtende Hoffnung

Es wäre unbillig, unrealistisch und schließlich mit Blick
auf eine nicht nur globale, sondern ubiquitäre Pluralität re-
ligiöser und weltanschaulicher Standpunkte totalitär-an-
maßend (folglich kontraproduktiv), eine weltliche Legiti-
mationsleistung gerade vom christlichen Glauben zu
erwarten39. Der als solcher aus abendländischer Perspek-
tive nach wie vor unhintergehbare Ausgangspunkt der
freien Geistigkeit des Subjekts – den wir maßgeblich auch
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dem Christentum verdanken – kann heute nicht (mehr) auf
den „rechten Glauben“ setzen. Es bleibt vielmehr von frü-
her selbstverständlichen Gewissheiten nur die Hoffnung,
dass die freie Geistigkeit des Subjekts einer von ihren his-
torischen Herkunftsbedingungen loslösbaren, glaubhaften
und geglaubten Tradition fähig sei. Diese Hoffnung bietet
keinerlei Versicherung gegen den Wandel der Zeiten, der
womöglich neue, sich heute noch nicht klar abzeichnende
Gewissheiten heraufführen wird. Aber sie wirkt verpflich-
tend, solange wir uns zu ihr bekennen mögen: Sie verlangt
einen ernsthaften, aufrichtigen Umgang mit den der freien
Geistigkeit des Subjekts geschuldeten, aus seinem (vor-
staatlichen) Rechtsanspruch auf Anerkennung (d. h.: aus
dem Menschenrecht auf Rechte) sich ableitenden Grund-
sätzen äußerer Ordnung.

Darum hat es nach wie vor, vielleicht heute sogar erst
recht seinen guten Sinn, dass das Grundgesetz dieser Hoff-
nung feierlichen Ausdruck verleiht, indem es die Tradition
der freien Geistigkeit des Subjekts aufgreift, sich zur
Würde des Menschen bekennt (Art. 1 Abs. 1 GG) und zu
unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten,
die dem Menschen um seiner Würde willen rechtlichen
Schutz vor staatlicher Gewalt versprechen (Art. 1 Abs. 2
GG). Hiermit ist die (Rechts-) Subjektivität des Menschen
als sinnstiftende Leitidee des verfassten Staatswesens etab-
liert, die dann konkrete, unmittelbar die Staatsgewalt ver-
pflichtende Gestalt in den Grundrechten annimmt (Art. 1
Abs. 3 GG), die so das Versprechen der Menschenrechte
einlösen. Die das Bekenntnis tragende und in ihm sich ma-
nifestierende Hoffnung kann sich indessen schlechterdings
nicht auf den unmittelbaren Geltungsbereich der Verfas-
sung beschränken; sie weist zwangsläufig über die Grenzen
souveräner Staatlichkeit hinaus und erfüllt sich erst in ei-
nem allgemeinen, weltumspannenden Rechtszustand (vgl.
Art. 1 Abs. 2 GG).
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Hier, im Kontext internationaler und vielfach konflikt-
hafter Beziehungen zwischen Akteuren, die in unterschied-
lichsten sozio-kulturellen, damit auch religiösen Traditio-
nen stehen, gilt freilich erst recht, dass die freie
Subjektivität des Menschen den konstruktiven Ausgangs-
punkt möglicher äußerer Rechtsverhältnisse bezeichnet,
nicht aber einen absolut feststehenden, auf wechselseitige
Verbindlichkeit bauenden Rechtsanspruch.40 Die im Zei-
chen der Subjektivität zu fordernde Rechtlichkeit bildet in
den Beziehungen zwischen den Völkerrechtssubjekten an-
gesichts des Fehlens einer zentralen Zwangsgewalt zu-
nächst den Maßstab für eigenes Verhalten,41 das sich jeder-
zeit am Rechtsgrundsatz einer vernünftigen, für alle
gleichen Gesetzgebung, derzeit namentlich an der Charta
der Vereinten Nationen, zu orientieren hat – eben so, als
wäre der „allgemeine Völkerstaat“ eine reale Option darauf
gerichteten politischen Handelns.42 Sie stellt dagegen nicht
die Grundlage zwangsweise durchsetzbarer (gegenseitiger)
Verhaltenserwartungen dar, die vorerst auf den Minimal-
konsens des Gewaltverbots (mit seinem Vorbehalt des
naturgegebenen Selbstverteidigungsrechts) beschränkt
bleiben müssen (Art. 2 Nr. 4, Art. 51 UN-Charta). Selbst-
verständlich können Sachzwänge, etwa das Gebot größt-
möglicher und möglichst effizienter staatlicher Sicher-
heitsgewähr (in Abwehr des Terrorismus) in eine andere
Richtung weisen. Sie legen möglicherweise Ausnahmen
von der im Grundsatz unabdingbaren Rechtlichkeit staatli-
cher Gewaltausübung im Innern wie Äußern nahe, die sich
immer wieder auf das kaum zu widerlegende Argument der
alternativlosen ultima ratio berufen können. In Erwägung
solcher Möglichkeiten sollte man bedenken: Auf Recht-
lichkeit auch nur ausnahmsweise zu verzichten, hieße
den Glauben an die freie Geistigkeit des Subjekts verraten
und die Hoffnung auf die Kraft und Wirkmächtigkeit dieser
Idee endgültig aufgeben.
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